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DAS NEUE 
E U U N G S G E S E T Z BETR 

FÜR V O L L J Ä H R I G E ( B t G ) AUS 
P S Y C H O L O G I S C H E R S ICHT 

Das am 1.1.1992 in Kraft getretene neue 
Betreuungsgesetz (BtG) für Volljährige 
wird unter dem Aspekt der psychologi­
schen Sachverständigentätigkeit sowie 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung und 
Supervision von Betreuern erläutert. Ein­
gegangen wird auf die Hintergründe der 
Reform des alten Vormundschafts- und 
Pflegschaftsrechts aus dem Jahr 1900, die 
wesentlichen Elemente des BtG sowie die 
mit dem BtG verbundenen Aufgabenstel­
lungen für die psychologische For-
schungs- und Anwendungspraxis. 

Günter Krampen 

Nach seiner Ratifizierung durch den Bun­
destag der Bundesrepublik Deutschland vom 
25.4.1990 und der Zustimmung des Bundesrates 
vom 1.6.1990 ist am 1.1.1992 das neue Betreu­
ungsgesetz für Volljährige (BtG; in: Bürgerli­
ches Gesetzbuch, BGB § 6, § 104 und insbeson­
dere § 1896 bis § 1908i; Änderungen des Geset­
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, § 65 bis § 70n; Betreuungsbe­
hördengesetz, BtBG § 1 bis § 10 sowie darauf 
bezogene Übergangsvorschriften in Artikel 9, 
§ 1 bis § 7; siehe Bundesgesetzblatt Nr. 49 vom 
21.9.1990; siehe auch in Auszügen Brill, 1990a, 
S. 203-222), das das knapp 100 Jahre gültige 
Vormundschafts- und Pflegerecht des BGB aus 
dem Jahr 1900 ersetzt, in Kraft getreten. Wie 
Brill (1990b, S. 7) richtig feststellt, hat die im 
Vorfeld unter dem Motto „persönliche Betreu­
ung statt anonymer Verwaltung" stehende hohe 
Publizität dieser Gesetzesreform in den Medien 
und das damit verbundene öffentliche Interesse 
nicht zuletzt aufgrund der mit der deutschen 
Vereinigung verbundenen Ereignisse und Pro­
bleme stark gelitten, so daß inzwischen nahezu 
von einer Reform ohne größere öffentliche Be­
teiligung und Publizität gesprochen werden 
kann. Unter Bezug auf die Beteiligung der Psy­
chologie galt dies jedoch bereits schon für die 

Diskussion der Gesetzes(teil)entwürfe in den 
80er Jahren, die weitgehend von juristischer 
und medizinischer Seite bestritten wurden, und 
gilt - mit wenigen Ausnahmen (vgl. etwa Brill, 
1990a; Zenz, 1989) - bis heute. So finden sich 
aktuell in der die gesamte deutschsprachige psy­
chologische Fachliteratur umfassenden Daten­
bank „Psyndex" lediglich zwei Nachweise, die 
sich (eher mit sozialrechtlicher, -psychiatrischer 
und -pädagogischer Ausrichtung) mit dieser 
Thematik auseinandersetzen. Gleichwohl 
kommt dieser Gesetzesreform sowohl unter ge-
rontopsychologischen als auch unter allgemei­
nen psychopathologischen Aspekten eine Be­
deutung zu, die leicht unterschätzt wird. 

Im folgenden werden nach einer knappen 
Zusammenfassung der Kritik an dem alten Vor­
mundschafts- und Pflegschaftsrecht des BGB, 
die neben den Veränderungen der Altersstruk­
tur der Bevölkerung der Bundesrepublik zugun­
sten betagter Menschen den Ausgangspunkt der 
Reform in den 80er Jahren bildete, wesentliche 
Bestimmungen des neuen Betreuungsrechts er­
läutert und kommentiert. Eingegangen wird da­
nach insbesondere auf die bislang weitgehend 
vernachlässigten, zuwenig realisierten Aufga­
ben, die sich in diesem Zusammenhang der psy­
chologischen Forschung und Anwendung stel-
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len. Sie beziehen sich vor allem auf die psycho­
logische Sachverständigenbegutachtung in Be­
treuungsfragen und deren systematische Eva­
luation sowie die Planung, Durchführung und 
Evaluation von den im Gesetz geforderten Aus-, 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen und Su-
pervisionen (eventuell auch Selektionen) der Be­
treuer. 

Hintergrund der Gesetzesreform 
Den Hintergrund des neuen Betreuungs­

rechts bildet zunächst die in den 80er Jahren ku­
mulierte Kritik an dem nahezu 100jährigen Vor­
mundschafts- und Pflegschaftsrecht, das im we­
sentlichen dem Modell der patriarchalisch-auto­
ritären Fürsorge aus dem 19. Jahrhundert folg­
te. Kritisiert wurde dabei vor allem (vgl. hierzu 
insbesondere Zenz et al. , 1987; Zenz, 1989), 
(1) daß dem „Mündel" (nahezu) alle eigenstän­
digen Rechte abgesprochen wurden und nur 
noch seine „Interessen" zu berücksichtigen wa­
ren, wobei die Art und das Ausmaß dieser Be­
rücksichtigung weitgehend dem Vormund über­
lassen blieb (nebenbei: bereits die bestimmten 
Artikel, „der" Vormund und „das" Mündel , 
deuten in die Richtung des bereits genannten 
tradierten Pflegschaftsmodells); 
(2) die „diskriminierende Wirkung und die The­
rapiefeindlichkeit der Entmündigung, die den 
Betroffenen pauschal und meist irreversibel in-
fantilisierte, ohne Rücksicht auf seine individu­
ellen Fähigkeiten und Möglichkeiten und auf 
therapeutisch bedingte Veränderungen seines 
Zustands zu nehmen" (Zenz, 1989, S. 175); the­
rapeutische Bemühungen wurden so geradezu 
unterdrückt, die Möglichkeit spontaner Remis­
sionen - seien sie etwa im Bereich von De­
menzerkrankungen auch eher selten - gar nicht 
berücksichtigt; 
(3) die geringere Gewichtung existentieller per­
sönlicher Interessen des Mündels (etwa Gesund­
heit, Wohlbefinden, soziale Kontakte und Pri­
vatsphäre) gegenüber Vermögensinteressen, die 
vergleichsweise ausführlich geregelt wurden; 
(4) die sehr weit gespannten Einfluß- und 
Fremdbestimmungsmöglichkeiten des Vormun­
des bzw. Pflegers gegenüber dem Betroffenen; 
(5) die weitgehend unklare (rechtliche) Position 
der betroffenen Person und z.T. auch ihrer An­
gehörigen; 
(6) die „unzulängliche Qualität der ärztlichen 
Gutachten" (Zenz, 1989, S. 176), die gerade bei 
Zwangspflegschaften häufig aus Kurzattesten 
des Klinik- oder Heimarztes mit einer sehr allge­
meinen Diagnose bestanden und nur bei Ent­
mündigungsverfahren (umfangreichere) psych-
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iatrische Gutachten waren. Zenz (1989, S. 175) 
erwähnt dabei, daß dies entgegen den ausdrück­
lichen Anforderungen der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung „in einer großen Zahl von 
Pflegschaftsverfahren" sogar ohne eine persön­
liche Anhörung des Betroffenen (!) stattgefun­
den hat; 
(7) sowie die unklaren rechtlichen Vorgaben für 
die Durchführung der Aufgaben des Vormun­
des, die dazu geführt haben, daß einzelne 
Rechtsanwälte, Sozialdienste und Behörden bis 
zu 250 Vormundschaften (häufig allein unter 
pekuniären Aspekten) „verwaltet" haben, was 
eine persönliche Betreuung und Berücksichti­
gung der existentiellen Interessen der Betroffe­
nen von vornherein ausgeschlossen hat. 

Neben diesen inhaltlichen Kritikpunkten 
und der Kritik an den Verfahrensweisen in der 
juristischen, medizinischen und sozialpädagogi­
schen Praxis haben auch die Veränderungen im 
Altersaufbau der Gesellschaft und die darauf 
bezogenen bevölkerungsstatistischen Prognosen 
mit zur Reform des Vormundschafts- und 
Pflegschaftsrechts beigetragen. Aus der Ent­
wicklungspsychologie bekannte säkulare Akze­
lerationsphänomene zeigen sich in den moder­
nen Industrieländern im Bereich der durch­
schnittlichen Lebensdauer und -erwartung, 
woraus die Vermutung resultiert, daß die Inzi-
denz alterskorrelierter psychischer Krankheiten 
sowie körperlicher, geistiger und seelischer Be­
hinderungen in der Zukunft ansteigen wird. 

Zu betonen ist hier allerdings, daß sich das 
alte und das neue Gesetz freilich nicht nur auf 
geriatrische Störungsbilder, sondern allgemein 
auf entsprechende psychische und körperliche 
Störungen und Behinderungen bei Volljährigen, 
also auch bei jüngeren Erwachsenen beziehen 
(vgl. hierzu etwa auch Lempp, 1986). Das 
(neue) Betreuungsgesetz gilt so für alle Volljäh­
rigen, die „auf Grund einer psychischen Krank­
heit oder einer körperlichen, geistigen oder see­
lischen Behinderung (ihre) Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht besorgen (können)" 
(BGB § 1896), und umfaßt somit alle, bei denen 
Zweifel an ihren Fähigkeiten bestehen, die für 
alle Menschen geltenden Grundrechte einzufor­
dern oder durchzusetzen. Entsprechendes gilt 
auch für Kinder und wird im Kindschaftsrecht, 
das vor allem in den 70er Jahren heftig disku­
tiert und - wie Zenz (1989) zutreffend be­
merkt - in den 80er Jahren, ohne daß etwa die 
grundlegenden Fragen nach der Rechtsstellung 
von Scheidungskindern, nichtehelichen Kindern 
und Pflegekindern hinreichend geklärt wur-
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den - durch die Diskussion um das Vormund­
schafts- und Pflegschaftsrecht abgelöst, viel­
leicht verdrängt wurde. Hier bestehen sicherlich 
ähnliche juristische, aber auch psychologische 
Grundfragen (zur Frage nach dem juristisch 
vermeintlich klaren, psychologisch jedoch weit­
gehend unklaren Begriff des „Kindeswohls" sie­
he etwa Jopt , 1991, 1992), und es sei dem Leser 
überlassen, darüber zu spekulieren, wieso es in 
den 80er Jahren zu einer (thematischen Pseudo-) 
Verschiebung in der öffentlichen, juristischen 
und politischen (jedoch leider kaum psychologi­
schen) Diskussion vom Wohl des Kindes hin zu 
dem des alten Menschen gekommen ist. Es han­
delt sich um eine thematische Pseudo-Verschie­
bung, da lediglich der Altersbereich ausge­
tauscht wurde, die juristischen Grundfragen 
aber im wesentlichen die gleichen geblieben sind 
(siehe hierzu auch Zenz, 1989). 

Grundelemente des neuen 
Betreuungsrechts für Volljährige 

Ich beschränke mich hier im wesentlichen 
auf die Grundaussagen des zweiten Teils des Be­
treuungsrechts (BGB § 1 8 % ff) und des Geset­
zes über die Angelegenheiten der freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit (III. Betreuungssachen, 
§ 65 ff), in denen das alte Pflegschafts- und 
Vormundschaftswesen einer grundlegenden Er­
neuerung unterzogen wurde. Fundamental für 
das neue Recht ist zunächst die Abschaffung 
der Begriffe der Vormundschaft, der Pfleg­
schaft und der Entmündigung (BGB § 6 und 
§ 104) zugunsten des breit verwendeten Begriffs 
der „Betreuung" (zur begriffshistorischen Kritik 
siehe aber Stolz, 1990). Die Betreuung wird da­
mit zu einem umfassenden Rechtsbegriff, durch 
den es möglich wird, „Unterstützung und Ein­
griffe in die Geschäftsfähigkeit flexibel zu kom­
binieren, je nach den Erfordernissen des Einzel­
falls" (Zenz, 1989, S. 176). Die zentralen Be­
stimmungen beziehen sich dabei auf die folgen­
den Punkte: 

(1) Die Bestellung eines Betreuers durch 
das Vormundschaftsgericht erfolgt auf den An­
trag des Betroffenen selbst oder von Amts we­
gen, wobei bei körperlichen Behinderungen in 
der Regel ein Betreuer nur auf Antrag des Voll­
jährigen bestellt werden kann (§ 1896). Ist der 
Betreuer auf Antrag des Betreuten bestellt, so 
ist die Betreuung auf dessen Antrag aufzuheben 
(§ 1908d). 

(2) Der Betreuer darf nur für klar spezifi­
zierte Aufgabenkreise, bei denen Unterstützung 
notwendig ist, bestellt werden, wobei Eingriffe 
in den Fernmelde- und Postverkehr ebenso wie 
risikoträchtige medizinische Untersuchungen 
und Eingriffe, Unterbringungen, Kündigungen 
von Mietverhältnissen und Vermögenseingriffe 
der ausdrücklichen Anordnung des Gerichts be­
dürfen (§ 1896, § 1906, § 1907, § 1908) und 
mehrere Betreuer für verschiedene oder densel­
ben Aufgabenbereich bestellt werden können 
(§ 1899). 

(3) Betreuer müssen natürliche Personen 
(keine Institutionen) sein, und die Betreuung 
hat „im erforderlichen Umfang persönlich" zu 
erfolgen (§ 1897). 

(4) Als Betreuer dürfen nicht Personen be­
stellt werden, die zu einer Anstalt, einem Heim 
oder einer sonstigen Einrichtung, in denen der 
Volljährige untergebracht ist oder wohnt, in ei­
nem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer an­
deren engen Beziehung stehen (§ 1897). 

(5) Vorschläge des Betroffenen müssen bei 
der Betreuerbestellung berücksichtigt werden, 
„wenn es dem Wohl des Volljährigen nicht zu­
widerläuft". Dies gilt auch für früher gemachte 
Vorschläge und bezieht sich auch auf Aussagen 
des Betroffenen über Personen, die er nicht als 
Betreuer wünscht (§ 1897). 

(6) Schlägt der Betroffene niemanden vor, 
so sind vom Gericht bei der Betreuerbestellung 
verwandtschaftliche und sonstige persönliche 
Bedingungen des Volljährigen ebenso zu be­
rücksichtigen wie die Gefahr von Interessen­
konflikten (§ 1897). 

(7) Kann ein Volljähriger nicht hinreichend 
durch eine oder mehrere natürliche Personen 
(aus dem persönlichen Umfeld) betreut werden, 
so bestellt das Gericht einen anerkannten Be­
treuungsverein, der eine einzelne Person mit der 
Betreuung beauftragen muß (Ausschluß der 
Betreuung durch einen Betreuungsverein); ge­
lingt auch dies nicht, so bestellt das Gericht die 
zuständige Behörde (etwa das Sozialamt), die 
ebenfalls eine einzelne Person als Betreuer zu 
benennen hat. Sowohl Betreuungsvereine als 
auch Behörden haben als Hintergrundsorgani­
sationen dem Gericht zu melden, wenn Umstän­
de bekannt werden, die die Übertragung der Be­
treuung an eine oder mehrere natürliche Perso­
nen) ermöglichen (§ 1900). Vereine oder Be­
hörden sind zu entlassen, sobald eine hin­
reichende Betreuung durch natürliche Personen 
möglich wird; auf Vorschlag des Betreuten 
kann überdies ein Betreuerwechsel erfolgen 
(§ 1908b). 
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(8) Der Betreuer muß das Wohl des Betreu­
ten berücksichtigen, ihm helfen, im Rahmen sei­
ner Fähigkeiten sein Leben nach eigenen Wün­
schen und Vorstellungen zu gestalten, den Wün­
schen des Betreuten soweit als möglich entspre­
chen, insbesondere auch dazu beitragen, „daß 
Möglichkeiten genutzt werden, die Krankheit 
oder Behinderung des Betreuten zu beseitigen, 
zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten 
oder ihre Folgen zu mildern", sowie - letzt­
lich - dann, wenn Umstände bekannt werden, 
die eine Aufhebung ermöglichen, dies dem Ge­
richt melden (§ 1901). 

(9) Dem Betreuer können vom Gericht 
zwar nach wie vor in Sachen des Betreuten Ein­
willigungsvorbehalte eingeräumt werden; der 
Betroffene ist dabei aber anzuhören (§ 68), und 
die Einwilligungsvorbehalte können sich nicht 
auf Willenserklärungen beziehen, die die Ehefä­
higkeit und Verfügungen von Todes wegen be­
treffen (§ 1903). Auch die Wahlfähigkeit wird 
nicht mehr eingeschränkt (siehe auch § 7 der 
Übergangsvorschriften). 

(10) Risikoträchtige medizinische Untersu­
chungen und Eingriffe können ebenso wie Un­
terbringungen mit Freiheitsentzug nicht vom 
Betreuer allein veranlaßt werden. Sie bedürfen 
der expliziten gerichtlichen Genehmigung, und 
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die Unterbringung ist zu beenden, wenn ihre 
Voraussetzungen entfallen. Eingeschlossen sind 
dabei auch solche Maßnahmen, durch die dem 
Betreuten durch „mechanische Vorrichtungen, 
Medikamente oder auf andere Weise über einen 
längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit 
entzogen werden soll" (§ 1906). Gerichtliche 
Genehmigungen sind also bei Fixierungen und 
medikamentösen Behandlungen auf jeden Fall 
einzuholen. 

(11) Im Verfahren selbst hat das Gericht 
„den Betroffenen persönlich anzuhören" und 
sich einen „unmittelbaren Eindruck von ihm" 
(auch in seiner üblichen Umgebung) zu ver­
schaffen (§ 68). Dabei kann zur Wahrnehmung 
der Interessen des Betroffenen für das Verfah­
ren ein Pfleger bestellt (§ 67) und ein Sachver­
ständiger hinzugezogen werden (§ 68), und es 
muß - auf Verlangen des Betroffenen - einer 
Person seines Vertrauens die Anwesenheit ge­
stattet werden (§ 68). 

(12) Ein Betreuer darf von Amts wegen erst 
bestellt werden, nachdem das Gutachten eines 
Sachverständigen über die Notwendigkeit der 
Betreuung eingeholt worden ist. Diese Begut­
achtung kann nach Anhörung des Betroffenen 

Die nächste Generation - das neue PSYCHiS 3.0 
Chiplesekarte einlesen, Behandlungdatenträger(BDT-)Schnittstelle, ... 

und das alles unter MS-Windows ??? 

Ja, denn wir bemühen uns Sie mit 
dem neuen PSYCHiS 3.0 auf dem 
Laufenden zu halten ... ^ 

Version 3.0 
Paüentenverwaltung nach Aktcnlogik Kassenabrechnung und Privatliquidation 

rechnergestütztes Antragsverfahren Organisation von Gruppen und Workshops 

P r o f e s s i o n e l l e S o f t w a r e für d i e p s y c h o t h e r a p e u t i s c h e P r a x i s 
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ggf. auch angeordnet werden. Wichtig ist, daß 
explizit verlangt wird, daß der Sachverständige 
den Betroffenen vor Erstattung des Gutachtens 
persönlich untersucht oder befragt haben muß. 
Das Gutachten muß bei einer diagnostizierten 
Betreuungsnotwendigkeit auch Aussagen über 
den Umfang des Aufgabenkreises und die vor­
aussichtliche Dauer der Betreuungsbedürftig­
keit umfassen (das gleiche gilt für Anordnungen 
von Einwilligungsvorbehalten; s.o.). Klar unter­
schieden von diesem Sachverständigengutach­
ten wird ans „ärztliche Attest", das dem Gericht 
nur dann ausreichen darf, (a) wenn der Antrag 
auf Betreuerbestellung vom Betroffenen gestellt 
wurde, (b) wenn der Betroffene auf die Begut­
achtung verzichtet und die Einholung des Gut­
achtens im Hinblick auf den Umfang des Auf­
gabenkreises unverhältnismäßig wäre oder (c) 
wenn ein Betreuer nur zur Geltendmachung von 
Rechten des Betroffenen gegenüber seinem Be­
vollmächtigten bestellt wird (§ 68b). 

(13) In einem Schlußgespräch müssen alle 
verfahrensrelevanten Inhalte und Regelungen 
mit dem Betroffenen mündlich erörtert werden 
(§ 68); weitere Regelungen beziehen sich auf 
Vorschriften für den Inhalt der gerichtlichen 
Entscheidung sowie Verfahrensfragen zur In­
formation aller Beteiligten über die Entschei­
dung und ihre Einspruchsmöglichkeiten 
(§ 69 ff). 

(14) Rechtsfähige Vereine („Betreuungsver­
eine") können nur dann als Hintergrundsorga­
nisation der Betreuung durch natürliche Perso­
nen („Vereinsbetreuer") tätige Betreuungsverei­
ne anerkannt werden, wenn gewährleistet ist, 
daß sie (a) eine ausreichende Zahl geeigneter 
Mitarbeiter haben und diese beaufsichtigen, 
weiterbilden und gegen mit der Tätigkeit ver­
bundene Schäden versichern, (b) sich planmäßig 
um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuer be­
mühen, diese in die Aufgaben einführen, fort­
bilden und beraten sowie (c) den Erfahrungs­
austausch zwischen den Mitarbeitern ermögli­
chen (§ 1908f)-

(15) Die Übergangsvorschriften beziehen 
sich darauf, daß bei Inkrafttreten des BtG am 
1.1.1992 (a) alle bisherigen Vormundschaften 
für Volljährige und Pflegschaften zu Betreuun­
gen nach dem BtG werden, (b) daß dies auch 
dann gilt, wenn der bisherige Vormund oder 
Pfleger nach den Vorschriften des BtG nicht 
zum Betreuer bestellt werden könnte (!), (c) daß 
das Vormundschaftsgericht dann über beste­
hende Vormundschaften und Pflegschaften neu 
zu entscheiden hat, wenn diese am 1.1.92 min­

destens zehn Jahre ununterbrochen bestanden 
haben (bzw. spätestens am 1.1.2002 für alle Fäl­
le), (d) daß früher als geeignet erklärte Vereine 
als Betreuungsvereine anerkannt werden sowie 
(e) daß Eintragungen über Entmündigungen aus 
dem Zentralregister zu entfernen und der Aus­
schluß aus dem Wahlrecht zu beenden sind. 

Zur Bewertung des BtG 
Ohne Zweifel ist das BtG gegenüber dem 

alten Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht 
des BGB aus dem Jahre 1900 ein enormer Fort­
schritt, da die Rechtsstellung des Betroffenen 
gestärkt, wichtige juristische Verfahrensfragen 
expliziert, Sachverständigengutachten spezifi­
ziert und von „ärztlichen Attesten" unterschie­
den sowie Diskriminierungen vermieden wer­
den. Darüber sind sich auch alle Kommentato­
ren im wesentlichen einig (siehe etwa Brill, 
1990a; Zenz, 1989). Bedenken beziehen sich vor 
allem auf einige nach wie vor relativ offen ge­
bliebene Verfahrensfragen, die Übergangsvor­
schriften, die mangelhafte Klärung von Kosten­
regelungen, die Gefahr, daß die Bestimmungen 
des BtG an einigen Stellen (etwa bei den Betreu­
ungsvereinen) so weit greifen, daß sie nicht ohne 
weiteres - quasi aus dem Stand - in die Be­
treuungspraxis umgesetzt werden können, so­
wie das diesen Kritikpunkten verbundene Risi­
ko, daß das BtG nur ein „neues Etikett für 
alte Handlungsweisen" ist bzw. mit ihm „alter 
(jedoch schlechter, so ist zu ergänzen) Wein in 
neuen Schläuchen" verkauft wird (Brill, 1990b; 
Schädle, 1990). Diese Kritik läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

(1) Da die Veränderungen im Vormund­
schafts- und Pflegschaftsbereich durch das BtG 
dann, wenn sie ernst genommen werden, grund­
legend und nahezu umfassend sind, wird von 
vielen vermutet, daß die Umsetzung des BtG in 
der Praxis lange dauern wird und sie der kriti­
schen Begleitung bedarf (vgl. etwa die Beiträge 
in Brill, 1990a; Zenz, 1989). 

(2) Aus Angst vor neuen finanziellen Bela­
stungen der Bundesländer wurde auf die explizi­
te Regelung von Kostenfragen weitgehend ver­
zichtet. Es finden sich lediglich recht allgemeine 
Aussagen darüber, daß Betreuungsvereine im 
Unterschied zu Behörden, denen nur Ersatz für 
Aufwendungen zusteht (§ 1908h), Vergütungen 
verlangen können (§ 1908e). Übersehen wird, 
daß sowohl die im Gesetz geforderte Sicherung 
der Qualifikation, Beratung, Supervision, Fort-
und Weiterbildung sowie Kontrolle der Betreuer 
als auch die finanzielle Absicherung ehrenamtli­
cher und berufsmäßiger Betreuer Finanzmittel 
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bedarf, die an keiner Stelle im BtG ausgeführt 
werden. 

(3) An einigen Stellen finden sich ein­
schränkende Bestimmungen für das Verfahren, 
die nicht unbedingt notwendig erscheinen. So 
wird etwa in § 1896 ausgeführt, daß bei körper­
lich Behinderten (eigentlich) nur auf Antrag des 
Betroffenen ein Betreuer bestellt werden darf, 
was durch den Nachsatz „es sei denn, daß dieser 
seinen Willen nicht kundtun kann" unbotsmä-
ßig eingeschränkt wird, da dies aufgrund einer 
rein körperlichen Behinderung kaum denkbar 
ist. Häufiger wird auch mit dem juristischen 
Standardargument des „Aufschubs von Ge­
fahr" gearbeitet, ohne daß dies inhaltlich spezi­
fiziert wird (etwa in § 1899 und § 1906). Hier be­
steht z.T. (bei weiter Auslegung) sicherlich die 
Gefahr eigentlich unzulässiger Verfahrensver­
kürzungen. 

(4) Die Übergangsvorschriften für die nach 
dem alten Gesetz zustande gekommenen Vor­
mundschaften und Pflegschaften in Betreuungs­
verhältnissen sind mit bis zu zehn Jahren so weit 
gespannt, daß sie eigentlich nur auf dem Hinter­
grund der Arbeitsbelastung von Vormund­
schaftsgerichten nachvollziehbar sind. Dies gilt 
insbesondere für die Bestimmungen über die 
„bisherigen Vormünder und Pfleger", die auto­
matisch zum 1.1.1992 selbst dann zu Betreuern 
nach dem BtG wurden, wenn sie nach den Vor­
schriften des BtG „nicht zum Betreuer bestellt 
werden könnte(n)". 

(5) Aus sprachhistorischer und -kritischer 
Perspektive wird auch vor dem das BtG domi­
nierenden Begriff der „Betreuung" gewarnt. 
Stolz (1990, S. 32) führt so aus, daß das „einst 
karitative Wort betreuen im Sinne von Fürsorge 
und Pflege in menschlich-privater Sphäre (...) 
schnell in den amtlichen Sprachgebrauch einge­
drungen (ist) und (...) Hilfe und Beratung sei­
tens öffentlicher Institutionen oder Personen 
aus dienstlicher Verpflichtung (meint)". Positi­
ve Konnotationen des Begriffs, die sich etwa auf 

die Humanisierung der Verwaltungswelt bezie­
hen, können sich im Sinne des „Betreutwer­
dens" zum „schamvollen Eingeständnis eigener 
Ohnmacht" und von Fremdbestimmtheit um­
kehren. Hier verweist Stolz auch auf die breite 
Verwendung des Begriffs in diesem Sinne im 
Nationalsozialismus. Gleichwohl überwiegen 
auch für Stolz (1990) die positiven Aspekte im 
BtG, und er versteht seine Begriffsanalyse eher 
als warnende Erinnerung und Aufruf, den künf­
tigen Betreuungsalltag kritisch zu begleiten. 

(6) Schließlich und endlich sind die auf die 
Sachverständigen bezogenen Bestimmungen des 
BtG zwar erheblich besser als im alten Gesetz, 
da (a) die persönliche Untersuchung oder Befra­
gung des Betroffenen explizit gefordert, (b) 
Sachverständigengutachten von „ärztlichen At­
testen" unterschieden sowie (c) qualifizierte 
Ausführungen im Gutachten über den notwen­
digen Betreuungsumfang (Arbeitskreise des Be­
treuers) und die voraussichtliche Betreuungs­
dauer verlangt werden, weitergehende inhaltli­
che Verfahrensregelungen und Qualifikations­
anforderungen an den Sachverständigen werden 
aber nicht benannt. Schlecht formal-juristisch 
regeln (jedoch zumindest thematisieren) läßt 
sich freilich das etwa von Crefeld (1990, S. 87) 
geforderte (persönliche) „Engagement des Sach­
verständigen für das Wohl der betroffenen Per­
son", eher schon die ebenfalls von Crefeld er­
wartete Fachkompetenz und Berufserfahrung 
des Sachverständigen in der Alten- bzw. Behin­
dertenhilfe. Entsprechende Bestimmungen feh­
len im BtG, was allerdings auch für verwandte 
andere Gebiete der Begutachtungspraxis gilt 
(vgl. etwa Jopt , 1991). Positiv festzuhalten ist 
dabei aber, daß der Begriff des Sachverständi­
gen im Unterschied zu dem des „ärztlichen At­
tests" ohne berufliche Spezifikation verwendet 
wird. Daß dies trotzdem - etwa von Crefeld 
(1990), der selbst Psychiater ist - häufig allei­
ne auf Mediziner bzw. Psychiater bezogen wird, 
ist im BtG also nicht vorgegeben. Zumindest bei 
geistig Behinderten und psychisch Kranken liegt 
hier die psychologische Sachverständigentätig-
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keit nicht nur auf der Hand , sondern ist wegen 
des psychodiagnostischen, psychometrischen 
und psychopathologischen Spezialwissens zu 
fordern. Dort, wo es um Aussagen über den 
notwendigen Betreuungsumfang, das soziale 
Umfeld des Betroffenen und die Prognose der 
Dauer einer Betreuungsbedürftigkeit geht, gilt 
dies allgemein und nicht nur bei psychischen 
Störungen und geistigen Behinderungen. 

Psychologische Arbeitsfelder 
im Rahmen des BtG 

Als psychologisches Arbeitsgebiet auf der 
Hand liegt zunächst die soeben angesprochene 
Sachverständigenbegutachtung. Bevor darauf 
weiter eingegangen wird, sollen hier jedoch eini­
ge weitere Bereiche aufgeführt werden, in denen 
psychologische Kompetenzen in der angewand­
ten Forschung und Praxis dazu beitragen kön­
nen, daß der häufig beschwörte „Geist des Ge­
setzes" in die Realität umgesetzt und daß in der 
auf dem BtG basierenden Rechtspraxis nicht al­
ter, schlechter Wein, sondern wirklich neuer, 

ORIGINAL! A 

guter Wein in neue Schläuche gefüllt wird. Zu 
nennen sind etwa die folgenden Arbeitsfelder: 

(1) Die von vielen Kommentatoren gefor­
derte, in Gesetzestexten bislang jedoch kaum 
berücksichtigte Notwendigkeit, Reformen jed­
weder Art der systematischen Effektkontrolle 
zu unterziehen (etwa auch im Sinne des „re-
forms as experiments" von Campbell , 1969), ist 
ein Arbeitsfeld psychologischer Anwendungs­
forschung par excellence. Hier ist nicht nur an 
längerfristige, sondern auch an kurzfristige Prü­
fungen des Realisierungsstandes des BtG zu 
denken, um zu der oben bereits mehrfach ge­
nannten kritischen Begleitung seiner Umsetzung 
beizutragen. 

So ergab etwa eine bei 40 Vormundschafts­
gerichten Ende 1992 durchgeführte eigene Kurz­
umfrage (Rücklauf: 32 Gerichte; 8 0 % ) , (a) daß 
bei allen Gerichten ein Arbeitsstau bei der Bear­
beitung von „Altfällen" aufgetreten ist (Zahlen­
angaben wurden jedoch von nahezu allen ver­
weigert), (b) daß psychologische Gutachter bis­
lang nur von elf Gerichten (zumeist auch nur in 
Einzelfällen) bestellt wurden, (3) daß psychiatri­
sche (Kurz-)Gutachten und ärztliche Atteste mit 
wenigen, allgemein gehaltenen Zeilen nach wie 
vor dominieren, (4) daß immerhin 26 Gerichte 
psychologische Begutachtungen (allerdings z.T. 
nur in „bestimmten" Fällen) für sinnvoll halten 
sowie (5) daß von diesen jedoch zwölf explizit 
angaben, keine psychologischen Gutachter für 
„BtG-Fälle" zu kennen. Diese Befunde der bun­
desweit durchgeführten, allerdings nicht reprä­
sentativen Kurzbefragung werfen ein erstes (em­
pirisches) Licht auf die Probleme, die mit der 
Umsetzung des BtG verbunden sind. 

Breitere, den Umsetzungsprozeß begleiten­
de evaluative Studien und auch Einzelfalldar­
stellungen (zu hypothetisch konstruierten siehe 
etwa Schädle, 1990) sind hier dringend vonnö-
ten, um sowohl dem Gesetzgeber als auch der 
juristischen, gutachterlichen und sozialpädago­
gischen Praxis Rückmeldungen und Hinweise 
auf allgemein bestehende Umsetzungsprobleme 
zu geben, die der Abhilfe (ggf. durch Gesetzes­
änderungen oder die höchstrichterliche Recht­
sprechung) bedürfen. Nicht systematisch, son­
dern in Einzelgesprächen erfaßte Informationen 
weisen aktuell insbesondere auf massive Proble­
me und Unsicherheiten bei den ehrenamtlichen 
Betreuern und den Betreuungsvereinen hin. 

(2) Damit ist als zweiter psychologischer 
Tätigkeitsbereich die Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung sowie Supervision von Betreuern ange­
sprochen. Dies gilt insbesondere für Vereinsbe-
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treuer, für die entsprechende Maßnahmen im 
BtG verbindlich vorgeschrieben sind, aber im 
Prinzip natürlich auch für Behördenbetreuer. 
Nötig erscheinen aktuell vor allem präzise In­
formationen über die Gesetzeslage sowie - dies 
allerdings kontinuierlich - die Schaffung der 
im BtG vorgeschriebenen Möglichkeiten für den 
(supervidierten) Erfahrungsaustausch zwischen 
Betreuern und ihrer Fort- und Weiterbildung im 
Bereich des Verständnisses von und Umganges 
mit körperlich und geistig behinderten sowie 
psychisch gestörten Menschen. Da mit Brill 
(1990c) die Gefahr zu befürchten ist, daß Ver­
eins- und insbesondere Behördenbetreuer zum 
„Notnagel" für besonders schwierige Betreu­
ungsfälle werden, ist ihre Aus-, Fort- und Wei­
terbildung sowie Supervision in den Bereichen 
der Gesprächsführung, des psychopathologi-
schen und ätiologischen Grundwissens sowie ih­
rer Kenntnisse der Möglichkeiten, Krankheiten 
und Behinderungen des Betreuten zu beseitigen, 
zu bessern, Verschlechterungen zu verhindern 
und ihre Folgen zu mildern (was ja explizit im 
BtG von Betreuern gefordert wird), dringend 
geboten. Unter Bezug auf die Ausbildung und 
gerichtliche Bestellung von Betreuern ist allge­
mein auch zu erwägen (obwohl dies im BtG so 
nicht spezifiziert wird), ob die in § 1898 recht 
allgemein genannten Voraussetzungen der Be­
stellung, nach denen ein Betreuer nämlich „zur 
Betreuung geeignet" sein soll und „ihm die 
Übernahme unter Berücksichtigung seiner fami­
liären, beruflichen und sonstigen Verhältnisse 
zugemutet" werden können sollte, nicht auch 
zum Gegenstand psychologischer Eignungsun­
tersuchungen und Beratungen werden sollten. 
Zu ergänzen bleibt, daß all diese psychologi­
schen Tätigkeitsbereiche in der Selektion, Su­
pervision sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von Betreuern natürlich wiederum selbst der 
kontinuierlichen Prozeß- und Produktevalua­
tion bedürfen. 

(3) Ein dritter zentraler psychologischer 
Tätigkeitsbereich bezieht sich schließlich auf die 
Erstellung von Gutachten durch Sachverständi­
ge, die in der Regel dann eingeholt werden müs­
sen, wenn der Betreuer von Amts wegen bestellt 
werden soll. Psychologische Gutachten können 
aber durchaus auch dann von Bedeutung sein, 
wenn der Antrag vom Betroffenen selbst gestellt 
wird, da sie ja u.a . qualifizierte Aussagen über 
den Umfang und die voraussichtliche Dauer der 
Betreuungsbedürftigkeit enthalten müssen. Der 
jetzt schon bei Gerichten bestehende Bedarf 
nach psychologischen Gutachtern deutet sich in 

den oben dargestellten Untersuchungsbefunden 
an. Auf Dauer wird aber wohl allein die Quali­
tät psychologischer Gutachten, die den von der 
Föderation Deutscher Psychologenvereinigun­
gen verabschiedeten allgemeinen Richtlinien 
entsprechen sollten (vgl. Berufsverband Deut­
scher Psychologen, 1988; siehe auch Pulverich, 
1991, Stichwort „Gutachten", Lieferung 10/ 
1991), dazu beitragen können, daß in BtG-Fra-
gen psychologische Sachverständige häufiger als 
bislang gehört werden. Neben diesen allgemein 
gehaltenen Richtlinien für psychologische Gut­
achten sollten in BtG-Zusammenhängen die fol­
genden spezifischen Inhalte/Fragestellungen 
(vgl. hierzu auch Crefeld, 1990) berücksichtigt 
werden: 

1. Fragestellung: Liegt überhaupt eine 
psychische Krankheit oder eine körperliche, 
geistige oder psychische Behinderung vor? 
Wenn ja: in welchem Ausmaß ist sie ausge­
prägt? 

Hier ist die Symptomatik und die Genese 
der Störung/Behinderung differenziert und auf 
den Einzelfall bezogen zu beschreiben, was in 
eine Diagnose (etwa nach ICD-10) münden soll­
te. Die Nennung der Diagnose reicht jedoch al­
leine nicht aus, da sie aufgrund der Symptombe­
schreibungen und diagnostischen Befunde nach­
vollziehbar sein muß. Eingegangen werden soll­
te auf 
(a) Beeinträchtigungen psychischer, geistiger 
und körperlicher Strukturen und Funktionen, 
(b) funktionelle Einschränkungen, die aus die­
sen Beeinträchtigungen resultieren (etwa im Sin­
ne der Fähigkeiten, bestimmte Alltagsaktivitä­
ten ausführen zu können oder nicht) sowie 
(c) psychosoziale Einschränkungen, die aus den 
Beeinträchtigungen resultieren und sich auf die 
existentiellen Interessen des Betroffenen auswir­
ken (etwa in den Bereichen des Wohlbefindens, 
der Privatsphäre, der Kontaktbedürfnisse, der 
Gesundheits- und Körperpflege etc.). 

In der Begutachtungspraxis können hier die 
vorliegenden psychologischen Testverfahren, 
(semi-)strukturierte Anamnesen und Explora­
tionen sowie die vorliegenden standardisierten 
Fragebogeninstrumente (zumeist in verbalisier-
ter Form) mit Gewinn eingesetzt werden. Für 
die gerontopsychologische Praxis sei konkret 
hier nur auf das psychodiagnostisch breit ange­
legte „Nürnberger Alters-Inventar" (NAI) von 
Oswald und Fleischmann (1986) sowie - zur 
Evaluation der psychosozialen Einschränkun­
gen - die wohl bekannte hierarchische Motiva­
tionstheorie von Maslow (1954) verwiesen. Im 
Vordergrund der Begutachtung steht - wie 
stets - der einzelne Betroffene, seine Biogra-

28 Report Psychologie 19 (1/94) 



Lernprogramme 
zur Behandlung von 

Legasthenie / Dyskalkulie 
• Universelles Worttraining 
Unbegrenzt einsetzbares Schulungspro­
gramm. 140 ausgewählte Wortschätze / 
große, wählbare Grafikschriften / mit Editor, 
Lernkartei, Zeugnisdruck. 

neuer Preis: 79,90 DM 
• B i l d - W o r t 
Lesen und Schreiben lernen mit Bildern. 
Sehr motivierend, ca. 200 große Bilder. 
Farbmonitor erforderlich. Preis: 79,90 DM 
• Lesen + Schreiben 
Kompletter Lehrgang, angefangen vom 
Lesen einfacher Konsonant-Vokal-Silben 
bis zum Zusammenstellen ganzer Sätze. 

Preis: 79,90 DM 
• Wahrnehmung 
Übungen zur Vorder- und Hintergrund­
wahrnehmung, Förderung der Gedächtnis­
leistung, Koordinations-, Kombinations-, 
Logikübungen, Reaktionstraining. 

Preis: 98,00 DM 
• Plättchenrechnen 
Vom Abzählen einzelner Plättchen über 
Mengenbildung bis zum kleinen 1 x 1 . 
Dyskalkulie-Programm. Preis: 79,90 DM 

Alle Programme sind moderne Grafik­
programme mit großen, gut lesbaren 
Schriften und jeweils mehreren 
praxiserprobten Lernmethoden. 
H a r d w a r e v o r a u s s e t z u n g : PC-AT / V G A - G r a f i k k a r t e . 

Eugen Traeger Verlag 
Diste lkamp 24 49076 Osnabrück 

Tel. und Fax: 0541 / 4 3 0 3 1 1 

phie und sein Umfeld, wobei neben den in der 
Psychometrie dominierenden sozialen Normen 
(Prozentrangwerte, T-Werte etc.) vor allem 
auch populationsunabhängige idiographische 
Analysen und Normwerte sowie kriterienorien­
tierte Normwerte hilfreich sind (vgl. hierzu etwa 
Guthke, 1981; exemplarische Erhebungsinstru­
mente dazu, die auch für idiographische und 
kriterienorientierte zeitliche Vergleiche geeignet 
sind, Finden sich etwa bei Krampen, 1991). 

2. Fragestellung: Welche Ressourcen ste­
hen dem Betroffenen zur Bewältigung seiner 
Behinderung/Störung zur Verfügung, und wel­
che Risikofaktoren bestehen? 

0RIGINALIA 
Hier geht es um die Fragen nach der Ver­

fügbarkeit individueller, psychosozialer und 
materieller Ressourcen, deren bisherige Ausnut­
zung und künftige Nutzungsmöglichkeiten so­
wie um Fragen, die akute und absehbare Risiko­
faktoren betreffen. Neben der finanziellen Ab­
sicherung und Ansprüchen gegenüber anderen 
sind hier aus psychologischer Sicht insbesondere 
das soziale Netzwerk des Betroffenen, seine 
Entwicklungsmöglichkeiten und Entwicklungs­
gefahren zu eruieren. Auch bislang nicht oder 
wenig genutzte eigene Möglichkeiten des Be­
troffenen, die sich etwa aus seiner Biographie 
und Lebenserfahrung ableiten lassen, sollten be­
rücksichtigt werden. Biographische Anamnesen 
stellen hier neben Erhebungsinstrumenten zur 
perzipierten und objektiven sozialen Unterstüt­
zung (vgl. im Überblick etwa Aymanns, 1992) 
die psychodiagnostischen Methoden der Wahl 
dar. Umfassendere Risikoanalysen können etwa 
auf der Erhebung und prognostischen Einschät­
zung der Wahrscheinlichkeit kritischer Le­
bensereignisse (vgl. hierzu etwa Filipp, 1981) 
basieren. 

3. Fragestellung: Welcher Unterstützungs­
und Hilfsbedarf existiert auf dem Hintergrund 
der diagnostizierten und spezifizierten Störung/ 
Behinderung? 

Ohne sofort die Bestellung eines Betreuers 
in Erwägung zu ziehen, sollte zunächst geprüft 
werden, ob dem Betroffenen durch die Aktivie­
rung professioneller Hilfen eine hinreichende 
Unterstützung für seine Lebensführung gegeben 
werden kann. Neben möglichen Hilfen durch 
Vermögensberatungen und Behörden (Sozial-, 
Gesundheits-, Wohnungsamt etc.) ist hier insbe­
sondere die mögliche Hilfe durch ambulante 
psychosoziale Dienste sowie die von professio­
nellen Pflege-, Behandlungs- und Rehabilita­
tionsinstitutionen zu prüfen. Scheiden diese 
Möglichkeiten aus, so sind nach dem BtG mög­
lichst präzise die Aufgabenkreise und ihr jewei­
liger Umfang zu spezifizieren, in denen der Be­
troffene der Betreuung durch eine oder mehrere 
Personen bedarf. Bei der Bestimmung dieser 
Aufgabenkreise oder Lebens- und Handlungs­
bereiche können psychodiagnostisch etwa die 
standardisierten Leitfäden zur Erfassung der 
Fähigkeiten zur Ausübung von Alltagsaktivitä­
ten als grobes Raster, das für jeden Betroffenen 
individuell zu verfeinern ist, dienen (vgl. hierzu 
etwa Oswald & Fleischmann, 1986). Nicht im 
BtG genannt, aber durchaus sinnvoll ist auf 
dem Hintergrund der oben dargestellten Überle­
gungen im mündlichen Verfahren durchaus 
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auch eine Stellungnahme des Sachverständigen 
über die Kompetenzen und Qualifikationen der 
Person(en), die für die spezifizierten Aufgaben­
kreise zum Betreuer bestellt werden soll(en). 

4. Fragestellung: Wie lange wird sich die 
Betreuungsbedürftigkeit voraussichtlich erstrek-
ken? 

Da in probabilistischen Wissenschaften 
Prognosen stets in stärkerem Maße fehlerbehaf­
tet sind als (retrospektiv ausgerichtete) Erklä­
rungen, ist hier besondere Vorsicht angebracht. 
Auch die gerade im geriatrischen Bereich be­
kannten differentialdiagnostischen Unsicher­
heiten (etwa bei der Abgrenzung des bis heute 
kaum reversiblen Morbus Alzheimer, ICD-10: 
F00, von zumindest partiell behandelbarer pri­
märer vaskulärer Demenz, ICD-10: F01, und 
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einigen mit ähnlichen Symptomen verbunde­
nen, behandelbaren sekundären Demenzer­
scheinungen bei depressiven Störungen, ICD-
10: F30-F39, körperlichen Krankheiten und to­
xischen Zustandsbildern, ICD-10: F02.8) mit ih­
ren Implikationen für die Prognose des länger­
fristigen Störungsverlaufs legen ein vorsichti­
ges, abwägendes Vorgehen nahe. Dies um so 
mehr, da mit der differentialdiagnostisch mehr 
oder weniger gut abgesicherten Prognose durch­
aus Implikationen für die vom Betreuer zu nut­
zenden Möglichkeiten der Behandlung der Be­
hinderung/Störung verbunden sind. Sinnvoll ist 
es daher, für (im BtG ohnedies vorgesehene) 
Wiederholungsuntersuchungen zu plädieren, 
deren zeitlicher Abstand auf dem Hintergrund 
des Einzelfalls zu empfehlen ist. Die Prognose 
sollte schließlich auch indikative Hinweise um­
schließen, die dem Betreuer und dem Gericht 
Möglichkeiten für die günstige Beeinflussung 
des Verlaufs der Störung/Behinderung aufzei­
gen. Ohne hierbei in einen blanken Interven­
tionsoptimismus zu verfallen, sollten im Einzel­
fall dabei alle in Frage kommenden medizini­
schen, psychologischen, psychotherapeutischen 
und psychosozialen Möglichkeiten geprüft und 
vorschnelle Schlußdiagnosen und -Prognosen 
vermieden werden. Inzwischen sprechen nicht 
nur (primär) deskriptiv ausgerichtete entwick­
lungspsychologische Befunde für eine enorme 
Plastizität und Variabilität in den Entwick­
lungsprozessen (gerade im höheren Lebensalter; 
vgl. etwa Baltes & Baltes, 1977; Krampen, 
1988), sondern auch die evaluativen Ergebnisse 
aus gerontopsychologischen Interventionsstu­
dien (vgl. im Überblick etwa Filipp, 1987; Kruse 
& Lehr, 1991). 
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Zusammenfassung 
ORIGINALIA 

Nach einer Zusammenfassung der Kri­
tik an dem alten Vormundschafts- und Pfleg­
schaftsrecht des deutschen Bürgerlichen Ge­
setzbuches (BGB), die neben den Verände­
rungen der Altersstruktur der Bevölkerung 
der BRD zugunsten betagter Menschen den 
Ausgangspunkt seiner Reform in den 80er 
Jahren bildete, werden wesentliche Bestim­
mungen des am 1.1.1992 in Kraft getretenen 
neuen Betreuungsgesetzes (BtG) erläutert 
und kommentiert. Berichtet wird über die 
Ergebnisse einer Kurzumfrage zum Stand 
der Umsetzung des BtG bei 32 Vormund­
schaftsgerichten, wobei die psychologische 
Sachverständigentätigkeit im Vordergrund 

steht. Erläutert werden ausführlicher die bis­
lang wenig realisierten Aufgaben, die sich im 
Zusammenhang mit dem BtG der psycholo­
gischen Forschung und Anwendung stellen. 
Sie beziehen sich vor allem auf die psycholo­
gische Sachverständigenbegutachtung in Be­
treuungsfragen und deren systematische 
Evaluation sowie die Planung, Durchfüh­
rung und Evaluation von den im Gesetz ge­
forderten Fort- und Weiterbildungsmaßnah­
men sowie Supervisionen (eventuell auch Se­
lektionen) der Betreuer. Konkrete Hinweise 
für die Begutachtungspraxis im Rahmen von 
BtG-Verfahren werden gegeben. 
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